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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Im März des Berichtsjahres publizierte der Bundesrat die Botschaft zur Änderung des
Transplantationsgesetzes. Mit der Gesetzesrevision wird eine Motion Maury-Pasquier
(sp, GE) (Mo. 08.3519) erfüllt, welche 2008 eingereicht und in der Folge angenommen
worden war. Danach sollen Grenzgängerinnen und Grenzgänger bei der Zuteilung von
Organen den Personen mit Wohnsitz in der Schweiz gleichgestellt werden. Neben der
Aufnahme dieser Forderung in die Gesetzgebung beschloss der Bundesrat, noch
weitere Bestimmungen zu überarbeiten. Diese betreffen den Zeitpunkt der Anfrage an
die nächsten Angehörigen zur Organentnahme bei einem Patienten, regeln die
Zustimmung zu vorbereitenden medizinischen Massnahmen bei Urteilsunfähigkeit der
Spenderin oder des Spenders und sollen die finanzielle Absicherung bei
Lebendspenden verbessern. Die Anpassungen wurden als nötig erachtet, weil sich in
der diesbezüglichen Anwendung bis anhin Probleme und Unsicherheiten ergeben
hatten. Zeitgleich publizierte der Bundesrat den Bericht «Prüfung von Massnahmen zur
Erhöhung der Anzahl verfügbarer Organe zu Transplantationszwecken in der Schweiz».
Er kam damit den Aufträgen aus den Postulaten Gutzwiller (fdp, ZH), Amherd (cvp, VS)
(Mo. 10.3701) und Favre (fdp, NE) (10.3711) nach. Der Bericht zeigt unter anderem, dass
die sogenannte Widerspruchslösung keine Steigerung der Organspenderate garantiert.
Diese Thematik sorgte im Ständerat aufgrund eines Minderheitsantrages während der
Beratung der Änderung des Transplantationsgesetzes für Diskussionsstoff. Anlässlich
einer Organtransplantation kann zwischen zwei Modellen – der Widerspruchs- und der
Zustimmungslösung – unterschieden werden. Bei der Widerspruchslösung muss ein
Spender seinen Willen für oder gegen eine Spende explizit äussern und dies
beispielsweise in einem Widerspruchsregister festhalten. Liegt keine solche
Willensäusserung vor, geht man davon aus, dass ein potentieller Spender eine
Organspende nicht ablehnt. Seine Organe dürfen in diesem Fall für eine Spende
entnommen werden. Die Zustimmungslösung hingegen setzt die explizite Befürwortung
einer Organspende voraus, etwa durch die Willensäusserung auf einem
Spenderausweis. Mit der letzten Revision des Transplantationsgesetzes und der damit
einhergehenden Harmonisierung war die Zustimmungslösung schweizweit eingeführt
worden, wobei die bis zu diesem Zeitpunkt in 17 Kantonen geltende
Widerspruchslösung aufgelöst wurde. Unter der Prämisse der Zustimmungslösung
kommt die Entscheidung bei verunfallten oder sterbenden Personen als potentielle
Organspender den „nächsten Angehörigen“ zu, was einige Politiker in den
entsprechenden Abschiedssituationen als nicht zumutbar erachteten. Eine Minderheit
Gutzwiller (fdp, ZH) regte denn auch an, dass man im Zuge der Gesetzesänderung zur
Widerspruchslösung übergehen solle. Die Kommissionsmehrheit stellte sich jedoch
gegen diesen Antrag. Die Minderheit argumentierte, dass ein grundsätzlicher Wandel
herbeigeführt werden müsse, und plädierte in diesem Sinne für eine solidarische
Grundhaltung: Organspenden müssten, genau wie der Empfang von Spenderorganen,
selbstverständlich werden. Die jetzige Lösung führe dazu, dass die Schere zwischen
benötigten und gespendeten Organen zu gross sei. Um das Problem von zu wenig
verfügbaren Organen zu lösen, könne dies ein Zwischenschritt sein, so die Fürsprecher
des Vorstosses. Das Ratsplenum stimmte jedoch gegen den Minderheitsantrag und
sprach sich mit 24 zu 18 Stimmen für den Status quo, sprich für die Zustimmungslösung
aus. Im Übrigen folgte der Ständerat der Regierungsvorlage und überwies das Geschäft
einstimmig an den Nationalrat, der im Berichtsjahr nicht mehr darüber beriet. Die
kleine Kammer lehnte auch eine vom Nationalrat klar angenommene Motion Favre (fdp,
NE) (Mo. 12.3767) ab, welche die Einführung der Widerspruchslösung verlangt hatte. Das
Thema dürfte damit also noch nicht vom Tisch sein. Der Nationalrat wird das Thema in
seinen Beratungen zum Transplantationsgesetz wieder aufnehmen. Der Bundesrat
nahm – unabhängig vom Bericht – noch im selben Jahr einen Aktionsplan «Mehr Organe
für Transplantationen» in Angriff. Zusammen mit den Kantonen und weiteren Akteuren
will er Schwerpunkte definieren, die es bis 2017 zu realisieren gilt. Ziel ist es, die Anzahl
der Organspenderinnen und -spender von gegenwärtig rund 100 auf 160 pro Jahr zu
erhöhen. Eine erste Massnahme wurde im April mit der Lancierung einer
Informationskampagne zum Thema angestossen. 1
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Während bezüglich der Änderung des Transplantationsgesetzes im Jahr 2014 keine
Beratungen stattfanden, stand das Geschäft auf der Agenda der Frühjahrssession 2015
des Nationalrates. Ein Grund für die zeitliche Verzögerung war die langwierige
Auseinandersetzung der SGK-NR zu diesem Gesetz; eine intensive Arbeit, wie sie
Kommissionssprecher Lohr (cvp, TG) zu Beginn der Verhandlungen nannte. Einigkeit
herrschte in der Kommission darüber, dass in der Schweiz zu wenig Spenderorgane zur
Verfügung stünden. Schwieriger war freilich die Lösungsfindung dafür. Ein
grundsätzlicher Aspekt in diesem sensiblen Feld der Gesundheitspolitik ist die Art und
Weise, wie Spenderorgane zur Verfügung gelangen. Entweder erfolgt dies aufgrund
einer ausdrücklichen Zustimmung potenzieller Spenderinnen und Spender oder aber
durch die sogenannte Widerspruchslösung. Nach Letzterer müssen Personen, die nicht
als Organspender zur Verfügung stehen wollen, dies ausdrücklich äussern – mit einer
Erklärung beispielsweise. Die Kommission stellte sich aber auf den gleichen Standpunkt
wie der Ständerat, der sich ebenfalls gegen einen Paradigmenwechsel gewehrt hatte.
Mit 16 zu 8 Stimmen wurde dem Ratsplenum in diesem Sinne empfohlen, auf die
Einführung der Widerspruchslösung zu verzichten und bei der Zustimmungslösung zu
bleiben. Die Gesetzesrevision wurde sodann vor allem bezüglich dieser Frage
debattiert, während andere Bereiche, beispielsweise eine Beseitigung der
Benachteiligung von Grenzgängerinnen und Grenzgängern, weitgehend unbestritten
waren. 
Es war, wie im Ständerat mit Felix Gutzwiller (fdp, ZH), auch im Nationalrat ein Mitglied
der FDP-Liberalen Fraktion, das die Widerspruchslösung propagierte. Daniel Stolz (fdp,
BS) brachte diesen neuen Ansatz in die Volkskammer, unterstützt wurde er von
Politikerinnen und Politikern aus der SP und der SVP. Der Minderheitsantrag sah vor,
dass vollumfänglich auf die Widerspruchslösung gesetzt werden sollte, um eben mehr
Spenderorgane zur Verfügung zu haben. Mit diesem Grundsatzentscheid gälte es,
zahlreiche Artikel im Zuge der Gesetzesrevision anzupassen. Die Eintretensdebatte war
dann geprägt von Argumenten für oder gegen diesen Paradigmenwechsel. Es war von
ethisch-moralischen Grundsätzen die Rede, von Religion, der Verantwortung der
Angehörigen und es wurden weitere Fragen gestellt, wie „wem gehört der
Sterbeprozess?“. Eintreten war jedoch über die Parteigrenzen hinweg unbestritten. 
Das Hauptinteresse lag sogleich auf der Abstimmung über die Widerspruchslösung. Mit
108 zu 67 Stimmen wurde diese aber recht deutlich verworfen. Dabei kann dem
Abstimmungsprotokoll diesbezüglich keine parteipolitische Prädisposition entnommen
werden. Alle Fraktionen waren geteilt, bis auf die grünliberale Fraktion, die unisono die
bisherige Zustimmungslösung unterstützte. Es gab 4 Enthaltungen. 
Im Weiteren gab es Anträge, allesamt Mehrheitsanträge der Kommission, die
Differenzen gegenüber der ständerätlichen Fassung verursachten. Einige wurden
angenommen, so dass die kleine Kammer nochmals über die Bücher muss. Mit 164
Stimmen überwies der Nationalrat seinen Beschluss dem Ständerat (13 Enthaltungen). 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.03.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Nachdem die Änderung des Transplantationsgesetzes in beiden Räten in der ersten
Beratung bezüglich der grundsätzlichen Ausgangslage für die Organspende zahlreiche
Wortmeldungen ausgelöst hatte, gab es für die Differenzbereinigung noch wenige
offene Punkte. Die SGK des Ständerates beharrte denn auch nicht auf der eigenen
Fassung und brachte sich in drei von vier Differenzen auf eine Linie mit der grossen
Kammer. Sprecherin Egerszegi (fdp, AG) gelang es, die Beratung speditiv zu gestalten. Es
blieb schliesslich bei einer Differenz; sie wurde vom Plenum bestätigt. Es ging im
entsprechenden Passus um Strafmasse bei Vergehen im Zusammenhang mit
Organspenden. Der Nationalrat hatte die Bestimmung um die Möglichkeit erweitert,
auch Gefängnisstrafen von bis zu sechs Monaten zu verhängen. Dies widerspreche
jedoch der generellen Neuausrichtung im Strafgesetzbuch, in dem inzwischen kurze
Gefängnisstrafen aufgehoben und durch Geldstrafen ersetzt worden sind. Damit ging
das Geschäft zurück in die Volkskammer. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
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MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die letzte Differenz bei der Änderung des Transplantationsgesetzes betraf die
Bemessung von Sanktionen – die Ständerätinnen und Ständeräte hatten die vom
Nationalrat zuvor eingefügte Gefängnisstrafe wieder gestrichen. Die SGK-NR war gewillt
einzulenken und empfahl ihrem Plenum, die Differenz auszuräumen. Ohne Debatte
folgte der Nationalrat seiner Kommission.

Später in der Sommersession konnte das Geschäft abgeschlossen werden. Das neue
Transplantationsgesetz wurde im Nationalrat mit 184 zu 4 Stimmen und 7 Enthaltungen
verabschiedet, die Ständekammer tat es ihm mit 45 Stimmen gleich. 4
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1) BBl 2013, S. 2317 ff.; BBl, 2013, S. 2317 ff., 2389 ff.; AB SR, 2013, S. 989 ff.; AB NR, 2013, S. 1361 ff.; AB SR, 2013, S. 1001 f.;
Medienmitteilungen BAG vom 8.3. und 8.4.13
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